Grundlagenvertrag

Als Grundlagenvertrag (auch Grundvertrag genannt) wird der Vertrag über die Grundlagen der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik bezeichnet. Er wurde am 21. Dezember 1972 geschlossen, am 11. Mai 1973 ratifiziert und trat am 21. Juni 1973 in Kraft.

Der Vertrag besteht aus zehn Artikeln:

· In Artikel 1 wird die Entwicklung gutnachbarlicher Beziehungen auf gleichberechtigter Basis vereinbart. 

· In Artikel 2 bekennen sich die beiden Staaten zu den Grundsätzen der Vereinten Nationen. 

· In Artikel 3 verpflichten sie sich, bei der Beilegung von Streitigkeiten auf Gewalt zu verzichten und die gegenseitigen Grenzen zu achten. Die „Unverletzlichkeit der Grenzen“ schließt eine Grenzänderung in beidseitigem Einvernehmen jedoch nicht aus. 

· In Artikel 4 wird bestimmt, dass keiner der beiden Staaten den anderen international vertreten kann. 

· In Artikel 5 versprechen die beiden Staaten, dass sie sich am Prozess der Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa beteiligen und die Abrüstungsbemühungen unterstützen werden 

· In Artikel 6 vereinbaren die beiden Staaten, dass die Hoheitsgewalt sich auf das eigene Staatsgebiet beschränkt und sie gegenseitig die Selbständigkeit und Unabhängigkeit in inneren und äußeren Angelegenheiten respektieren. 

· In Artikel 7 werden Abkommen über Zusammenarbeit auf einer Reihe von Gebieten (unter anderem Wirtschaft, Wissenschaft, Post- und Fernmeldewesen, Kultur und Sport) in Aussicht gestellt. 

· In Artikel 8 wird der Austausch von Ständigen Vertretern vereinbart. 

· Artikel 9 bestimmt, dass der Vertrag frühere Verträge nicht berührt. 

· In Artikel 10 wird die Ratifikation und das Inkrafttreten geregelt. 

Auf eine Regelung der offenen Vermögensfragen konnten sich die Vertragsparteien nicht einigen.
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